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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Februar 1960 

8 — 52020 — 2326/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes über eine Gewerbe- 
steuerstatistik für das Kalenderjahr 1958 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 212. Sitzung am 4. Dezember 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Stellungnahme des 
Bundesrates keine Einwendungen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Universiitäts-Budidr uckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Gewerbesteuerstatistik für das Kalenderjahr 1958 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- I 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 i 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird eine : 
Statistik der Gewerbesteuer nach dem Gewerbe- ! 
ertrag und dem Gewerbekapital sowie eine Statistik 
der Lohnsummensteuer für das Kalenderjahr 1958 
durchgeführt. 

i 

§ 2 

I 

(1) Die Statistik der Gewerbesteuer nach dem 
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital erfaßt die 
im Gewerbesteuermeßbescheid 1958 enthaltenen 
Tatbestände. Als Zählpapiere dienen die Durch- 
schriften der Gewerbesteuermeßbescheide. 

(2) Bei der Statistik der Lohnsummensteuer sind j 
für das Kalenderjahr 1958 oder das Rechnungsjahr 
1958 von den Gemeinden, die eine Lohnsummen- 
steuer erheben, aus den Steuerakten folgende Tat- 
bestände über die steuerpflichtigen Unternehmen 
in ein Statistisches Blatt zu übertragen: 


Steuernummer und Gewerbezweig, 

Zweigstelle nach § 17 GewStG, 

Betrag der Lohnsumme nach § 24 GewStG, 
Freibetrag nach § 23 Abs. 2 GewStG, 
steuerpflichtige Lohnsumme, 

Steuersollbetrag für das Kalenderjahr 1958, 
Hebesätze für die Lohnsummensteuer. 

§ 3 

Die mit der Durchführung der Gewerbesteuersta- 
tistik befaßten Personen in statistischen Behörden 
sind Amtsträger im Sinne des § 22 der Reichsab- 
gabenordnung vom 22. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 161) in der zur Zeit geltenden Fassung. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Die Gewerbesteuer ist heute die wichtigste Steuer- 
quelle der Gemeinden. Ihr Anteil an den gemeind- 
lichen Steuereinnahmen ist von rd. 30 v. H. in der 
Zeit vor dem zweiten Weltkrieg über 47 v. H. im 
Rechnungsjahr 1950 auf 73 v. H. im Rechnungsjahr 
1958 gestiegen. Das kassenmäßige Ist- Aufkommen 
aus der Gewerbesteuer hat sich von 1,3 Mrd DM 
im Rechnungsjahr 1950 auf 5,6 Mrd DM im Rech- 
nungsjahr 1958, also um mehr als das Vierfache, 
erhöht. Das Verhältnis zwischen den kassenmäßigen 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer einerseits und 
aus der veranlagten Einkommen- und Körperschaft- 
steuer andererseits hat sich von 1 : 2,7 im Jahre 
1950 auf 1 : 2 im Jahre 1958 verschoben. Diese Auf- 
kommensentwicklung bringt zum Ausdruck, daß die 
Steuereinnahmen der Gemeinden sich in zunehmen- 
dem Maße auf die Ertragskraft der gewerblichen 
Wirtschaft stützen. 

In dieser Entwicklung liegt eine wesentliche Ur- 
sache für die Bestrebungen nach einer grundlegen- 
den Reform des gemeindlichen Steuersystems im 


I allgemeinen und einer Reform der Gewerbesteuer 
| im besonderen. 

Reformmaßnahmen bei der Gewerbesteuer setzen 
1 eine Orientierung über die Ertrags- und Kapital- 
! Verhältnisse der gewerblichen Wirtschaft nach Er- 
j tragsgruppen und Wirtschaftzweigen, über die Zu- 
I sammenhänge zwischen Gewinn und Betriebsver- 
mögen und über die Auswirkungen des Systems der 
| Hinzurechnungen und der Kürzungen voraus. Aus 
i der laufend durchgeführten Finanzstatistik liegen 
nur Unterlagen über die Ist-Einnahmen aus der 
Gewerbe- und Lohnsummensteuer und über die 
1 Hebesätze vor. Es fehlen Zahlen über das Steuer- 
! soll und über den Anteil der Vorauszahlungen und 
; der Abschlußzahlungen an den Ist-Einnahmen. 

j Bisher ist nur in den Jahren 1937 und 1938 eine 
Gewerbesteuerstatistik durchgeführt worden. Ihre 
Ergebnisse liegen 20 Jahre zurück und sind völlig 
überholt. Die reichsrechtliche Regelung der Gewerbe- 
steuer durch das Realsteuereinführungsgesetz und 
das Gewerbesteuergesetz vom 1. Dezember 1936 bot 
damals erstmalig die Möglichkeit zu einer einheit- 
lichen Gewerbesteuerstatistik für das ganze Reichs- 
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gebiet. Als Unterlagen für die Statistik der Gewer- 
besteuer nach dem Gewerbeertrag und nach dem 
Gewerbekapital dienten die Durchschriften der Ge- 
werbesteuermeß- und Zerlegungsbescheide; die Sta- 
tistik der Lohnsummensteuer beruhte auf einem 
von den Reichsministern des Innern und der Finan- 
zen vorgeschriebenen einheitlichen Muster (Lohn- 
summensteuer-Sollbuch), das im Ministerialblatt des 
Reichs- und Preußischen Ministeriums des Innern 
1937 S. 1241 veröffentlicht ist. Ziel der Statistik war, 
die Wirkungen des neuen Gewerbesteuergesetzes 
zahlenmäßig zu untersuchen, einen Überblick über 
Höhe und Zusammensetzung der Besteuerungs- 
grundlagen in den einzelnen Reichsteilen und den 
verschiedenen Gewerbezweigen zu erlangen und für 
Zwecke des Finanzausgleichs Unterlagen über die 
Gewerbesteuermeßbeträge in den einzelnen Ge- 
meinden zu gewinnen. Die Ergebnisse der Statistik 
sind in „Statistik des Deutschen Reichs" Bd. 537 I 
und II veröffentlicht. 

Die Ergebnisse der Gewerbesteuerstatistik sind 
jedoch nicht nur für finanz- und steuerpolitische 
Überlegungen von Bedeutung. Gewerbeertrag und 
Gewerbekapital stellen wichtige volkswirtschaft- 
liche Meßgrößen dar. Die aus anderen Steuerstati- 
stiken (so insbesondere aus den Statistiken der 
Steuern vom Einkommen) vorhandenen Materialien 
werden insoweit durch die Gewerbesteuerstatistik 
für allgemeine Zwecke der Wirtschafts- und Sozial- 
statistik sinnvoll ergänzt. 

Die alsbaldige Durchführung einer neuen Gewerbe- 
steuerstatistik ist aus staatspolitischen Gründen 
unaufschiebbar. Als Erhebungsjahr ist das Kalender- 
jahr 1958 vorgesehen. Die Gewerbesteuerstatistik 
soll u. a. auch das Grundmaterial zur Prüfung der 
Frage liefern, ob und inwieweit eine Gewerbesteuer- 
reform durchgeführt werden muß. Sie soll deshalb 
insbesondere Aufschluß über folgende Fragen ge- 
ben: 

1. inwieweit der einheitliche Steuermeßbetrag aus 
dem Gewerbeertrag oder aus dem Gewerbekapi- 
tal stammt, 

2. wie sich die verschiedenen Hinzurechnungen und 
Kürzungen auswirken, die nach den §§ 8, 9 und 
12 GewStG vorzunehmen sind, um aus dem Ge- 
winn den Gewerbeertrag und aus dem Einheits- 
wert des gewerblichen Betriebes das Gewerbe- 
kapital zu ermitteln, 

3. wie sich die Steuermeßbeträge, die Besteuerungs- 
grundlagen sowie die Hinzurechnungen und Kür- 
zungen auf natürliche und juristische Personen, 
auf die verschiedenen Gewerbeertragsgruppen 
und auf die einzelnen Gewerbezweige verteilen. 

Die statistische Erfassung der Lohnsummensteuer, 
die neben der Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapi- 
tal erhoben wird, soll das aus der Gewerbesteuer- 
statistik zu gewinnende Bild über die Steuerbela- 
stung der Wirtschaft vervollständigen. Die Statistik 
soll insbesondere die Verteilung der Lohnsummen- 
steuer auf die einzelnen Gewerbezweige und auf die 
Betriebsgrößen nachweisen. Erfaßt werden nur die 
steuerpflichtigen Unternehmen mit einer Lohnsumme 
von mehr als 3600 DM in den rd. 1000 Lohnsum- 
mensteuer erhebenden Gemeinden. 


II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Gewerbesteuerstatistik soll im Bundesgebiet 
und in Berlin (West) als einmalige Erhebung für das 
Kalenderjahr 1958 durchgeführt werden. Sie er- 
streckt sich auf eine Statistik der Gewerbesteuer 
nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital 
sowie auf eine Statistik der Lohnsummensteuer. Da 
| es sich um die erste Statistik dieser Art seit 20 Jah- 
ren handelt, muß sie möglichst umfassend gestaltet 
werden. Das Repräsentativverfahren ist wegen der 
verhältnismäßig tiefen Gliederung der Ergebnisse, 
insbesondere auch in fachlicher (Gliederung nach 
: Wirtschaftszweigen) und in regionaler Hinsicht nicht 
anwendbar. Zudem fehlen zuverlässige Unterlagen 
, für die Stichprobenplanung. 

Zu § 2 Abs. 1 

! 

Die Gewerbesteuerstatistik greift als Sekundärsta- 
tistik auf die bei den Finanzverwaltungen im Veran- 
lagungsprozeß anfallenden Unterlagen zurück. Aus 
| diesen Zählpapieren werden die Angaben über den 
i Gewinn und den Einheitswert, über die Hinzurech- 
nungen und Kürzungen nach Arten, über den Ge- 
werbeertrag und das Gewerbekapital sowie über 
den einheitlichen Steuermeßbetrag ausgewertet. Die 
Statistik wird so auf die für Bundeszwecke unver- 
zichtbare Erfassung der im Gewerbesteuermeßbe- 
scheid enthaltenen Merkmale beschränkt. Eine ge- 
meindeweise Erfassung der Zerlegungsanteile nach 
den Zerlegungsbescheiden (Zerlegung des einheit- 
lichen Meßbetrages auf die Gemeinden, wenn ge- 
werbliche Betriebsstätten in mehreren Gemeinden 
unterhalten werden) ist nicht vorgesehen. Eine der- 
artige Ausweitung der Statistik würde bei den 
Finanzverwaltungen zu einer starken Mehrarbeit 
führen und die Kosten der Statistik erheblich erhö- 
hen. Der zusätzliche Erkenntniswert ist demgegen- 
über verhältnismäßig gering, über die Gewerbe- 
steuerkraft der Gemeinden gibt bereits die Finanz- 
statistik hinlänglich Auskunft, so daß insbesondere 
für Zwecke des Finanzausgleichs weitere Unterla- 
i gen nicht benötigt werden. Nicht erkennbar wird 
bei einem Verzicht auf eine Zerlegungsstatistik die 
tatsächliche Gewerbesteuerbelastung von Unterneh- 
men, die in mehreren Gemeinden Betriebsstätten 
unterhalten. Die Zahl dieser Unternehmen ist, ge- 
messen an der Gesamtzahl der gewerblichen Be- 
triebe, verhältnismäßig gering. Für die Mehrzahl 
der Unternehmen, insbesondere für die Klein- und 
Mittelbetriebe, die nur über eine örtliche Betriebs- 
stätte verfügen, wird die tatsächliche Gewerbe- 
steuerbelastung aber erkennbar. 

Zu § 2 Abs. 2 

Für die Statistik der Lohnsummensteuer müssen die 
Gemeinden aus den Steuerakten, die für die Stati- 
stik erforderlichen Merkmale in ein Statistisches 
Blatt übertragen, weil hier Steuerbescheide in der 
Regel nicht zur Verfügung stehen. 

Zu § 3 

Diese Bestimmung dient der Klarstellung, daß die 
Vorschriften der Abgabenordnung über die Unver- 
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letzlichkeit des Steuergeheimnisses auch für den 
statistischen Aufbereitungsgang und für die mit der 
Durchführung der Statistik befaßten Personen an 
statistischen Behörden gelten. 

Zu § 4 

Enthält die übliche Berlin-Klausel. 


III. Kosten der Statistik 

Die Kosten der Statistik werden bei den Ländern 
auf 1,9 Mio DM veranschlagt, davon entfallen 1,4 
Mio DM auf persönliche und 0,5 Mio DM auf säch- 
liche Ausgaben. Dem Bund entstehen nur Veröffent- 
lichungskosten, die aus laufenden Haushaltsmitteln 
gedeckt werden. 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. § 1 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird eine 
Statistik der Gewerbesteuer nach dem Gewerbe- 
ertrag und dem Gewerbekapital, eine Statistik 
der Zerlegungsanteile sowie eine Statistik der 
Lohnsummensteuer für das Kalenderjahr 1958 
durchgeführt. 11 

2. § 2 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 2 

(1) Die Statistik der Gewerbesteuer nach dem 
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital erfaßt 
die im Gewerbesteuermeßbescheid 1958, die 


Statistik der Zerlegungsanteile die im Zer- 
legungsbescheid 1958 enthaltenen Tatbestände. 
Als Zählpapiere dienen die Durchschriften der 
Gewerbesteuermeßbescheide und der Zerlegungs- 
bescheide." 

Begründung 

Der Entwurf der Bundesregierung sieht eine 
Statistik der Zerlegungsanteile nicht vor. An einer 
solchen Erhebung besteht aber erhebliches Inter- 
esse, da erst durch die Einbeziehung der Zer- 
legungsanteile in die Statistik die für die Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik wichtigen Erkenntnisse 
über die Wirtschaftsstruktur gewonnen werden 
können. 
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